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Schriftliche Frage des Abgeordneten Leif-Erik Holm 

vom 17. März 2022 

(Monat März 2022, Arbeits-Nr. 3/238) 

 

 

 

Frage  

Wie viele der seit dem 24. Februar 2022 aufgenommenen Flüchtlinge aus der Ukra-

ine hatten nach Kenntnis der Bundesregierung eine ukrainische, eine ukrainische so-

wie eine weitere, keine ukrainische oder nur eine unbekannte Staatsangehörigkeit 

(Bitte getrennt aufschlüsseln)? 

 

 

Antwort 

Als Schutzsuchende registrieren müssen sich Ukrainer, die in Deutschland bleiben 

wollen, erst nach Ablauf von 90 Tagen, oder wenn sie zuvor staatliche Leistungen 

beantragen. 

 

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hat aktuell (Stand: 20. März 

2022) insgesamt etwa 26.500 Personen erfasst, die als Schutzsuchende registriert 

und erkennungsdienstlich behandelt wurden. Davon wurden 14.706 Personen ab 

dem 15. März 2022 erfasst. Ab diesem Zeitpunkt wurde das Zählsystem des BAMF 

dahingehend erweitert, dass nunmehr auch Personen mit nicht-ukrainischer Staats-

angehörigkeit, die aus der Ukraine geflüchtet sind, gesondert ausgewiesen werden 

können. Von diesen 14.706 Personen hatten 13.391 Personen die ukrainische 

Staatsangehörigkeit. Wie viele hiervon möglicherweise noch weitere Staatsangehö-

rigkeiten besaßen, wird statistisch nicht erfasst. 1.315 Personen hatten eine andere 

Staatsangehörigkeit, darunter waren 18 Personen als „ungeklärt“ erfasst. 




